
 
STADT EMMERICH AM RHEIN

D E R  B Ü R GE R ME I S T E R

 
 
 

Niederschrift 

zur 19. Sitzung 
 des Rechnungsprüfungsausschusses 

am 12.02.2019 

um 16:30 Uhr im Ratssaal 
 
 

T a g e s o r d n u n g 
 

I. Öffentlich 
 
 1     Einwohnerfragestunde 
 
 2     Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 13.11.2018 
 
 3   06 - 16 1749/2019 Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über die Offen-

haltung von Verkaufsstellen  
• am Sonntag, den  7. April 2019 im Zusammenhang mit 
           den Veranstaltungen 20. Emmericher Autoshow und  
           2. Drehleiter-Festival,  
• am Sonntag, den 28. Juli 2019 im Zusammenhang mit der 
           Veranstaltung „Emmerich im Lichterglanz“ und  
• am Sonntag, den 8. September 2019 im Zusammenhang 
           mit der Veranstaltung „Stadtfest Emmerich“ im Gebiet 
           der Stadt Emmerich am Rhein 

 
 4   14 - 16 1778/2019 Beschleunigung Gesamtabschlüsse 2011 - 2017 
 
 5     Mitteilungen und Anfragen 
 
 6     Einwohnerfragestunde 
 
 
 
Anwesend sind: 

Vorsitzender 

Herr Werner Spiegelhoff  

Mitglieder UWE 

Herr Gerd-Wilhelm Bartels  

Mitglieder CDU 

Herr Markus Herbert Elbers  
Frau Irmgard Kulka  
Herr Hans-Guido Langer  
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Mitglieder SPD 

Herr Holger Klein  
Herr Jan Ruben Ludwig  

Mitglieder Embrica 

Herr Werner Stevens  

sachkundiger Bürger mit beratender Stimme gem. § 58 I Satz 7 GO NW 

Herr Herbert Kaiser  

Vertreter BGE 

Frau Elisabeth Braun Vertretung für Frau Andrea Schaffeld 
Herr Joachim Sigmund Vertretung für Herrn Maik Leypoldt 

von der Verwaltung 

Herr Peter Hinze Bürgermeister 
Herr Dr. Stefan Wachs Erster Beigeordneter 
Herr Ulrich Siebers Stadtkämmerer 
Frau Melanie Goertz  
Frau Karin Schlitt  
Herr Andreas Abels  
Frau Jamila Shekale  

Schriftführer 

Herr Markus Gremann  
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die öffentliche Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses um 
16.30 Uhr. Er begrüßt die Damen und Herren des Ausschusses und die Vertreter der  
Verwaltung. 
 

I. Öffentlich 
 
 
1. Einwohnerfragestunde 
  

Es sind keine Einwohner anwesend. 
  

 
2. Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 13.11.2018 
  

 
Gegen die gemäß § 21 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Rat und die  
Ausschüsse zur Feststellung vorgelegte Niederschrift werden keine Einwände 
erhoben. Sie wird vom Vorsitzenden und dem Schriftführer unterzeichnet. 
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3. Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über die Offenhaltung von 
Verkaufsstellen  
• am Sonntag, den  7. April 2019 im Zusammenhang mit den  
           Veranstaltungen 20. Emmericher Autoshow und 2. Drehleiter- 
           Festival,  
• am Sonntag, den 28. Juli 2019 im Zusammenhang mit der  
           Veranstaltung „Emmerich im Lichterglanz“ und  
• am Sonntag, den 8. September 2019 im Zusammenhang mit der  
           Veranstaltung „Stadtfest Emmerich“ im Gebiet der Stadt Emmerich 
           am Rhein 
Vorlage: 06 - 16 1749/2019 

  
Aus der Mitte der Mitglieder wird der Antrag gestellt, gemäß Vorlage zu  
beschließen. 
Der Vorsitzende lässt über den Antrag, gemäß Vorlage zu beschließen,  
abstimmen. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt den Erlass der beigefügten 
Ordnungsbehördlichen Verordnung über die Offenhaltung von Verkaufsstellen  

• am Sonntag, den 07. April 2019 im Zusammenhang mit den Veranstaltun-
gen 20. Emmericher Autoshow und 2. Drehleiter-Festival,  

• am Sonntag, den 28. Juli 2019 im Zusammenhang mit der Veranstaltung 
„Emmerich im Lichterglanz“ und  

• am Sonntag, den 08. September 2019 im Zusammenhang mit der Veran-
staltung „Stadtfest Emmerich“ im Gebiet der Stadt Emmerich am Rhein. 

 
 
 
Stimmen dafür 10  Stimmen dagegen 0  Enthaltungen 0   
 

 
4. Beschleunigung Gesamtabschlüsse 2011 - 2017 

Vorlage: 14 - 16 1778/2019 
  

Frau Goertz erläutert ausführlich die Vorlage und führt ergänzend aus: 
Erfahrungen mit der Erstellung und der Beratung von Gesamtabschlüssen haben 
gezeigt, dass die damit erwartete Transparenz der kommunalen Mutter - der 
Stadt - zu ihren Unternehmensbeteiligungen überwiegend nicht im Ergebnis er-
zielt worden sei.  
Das am 12.12.2018 vom Landtag NRW verabschiedete 2. NKF-
Weiterentwicklungsgesetz schaffe daher erstmals die Möglichkeit, die es im Übri-
gen auch im HGB gibt, sich von der Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtab-
schlusses unter bestimmten Voraussetzungen befreien lassen zu können.  
Als bedauerlich werde jedoch u.a. auch vom Städte- und Gemeindebund gese-
hen, dass dem Gesetz eine Rückwirkung fehle. Mithin seien ausstehenden Ge-
samtabschlüsse bis 2018 noch mit erheblichem Aufwand aufzustellen und ggf. zu 
prüfen, wobei ein Gesamtabschluss ab dem Haushaltsjahr 2019 in den meisten 
Kommunen –aufgrund eingangs erwähnter Befreiungsvorschriften- keine Rolle 
mehr spielen werde. 
Vermutlich aus diesem Grund sei auch das Gesetz zur Beschleunigung der Auf-
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stellung kommunaler Gesamtabschlüsse in der Form geändert worden, als die 
Verfahrenserleichterung bis einschließlich Gesamtabschluss 2017 eingeräumt 
wurde.  
Mitglied Sigmund fragt nach, was daran das beschleunigte Verfahren sei. 
Frau Goertz teilt mit, dass die Prüfung und die anschließende Beratung in den 
Gremien eine andere sei. 
Ergänzend fragt Mitglied Sigmund nach, welche Vorteile und welche Nachteile 
gesehen werden. 
Frau Goertz teilt mit, dass hierdurch eine Erleichterung bei der Plausibilitätsprü-
fung erfolge. Weiterhin sei kein Prüfbericht zu erstellen. Dies führe zu einer deut-
lichen Zeitersparnis. 
Mitglied Sigmund fragt nach, ob es richtig sei, dass zu keinem Zeitpunkt eine Ent-
lastung des Bürgermeisters erfolge. 
Frau Goertz bestätigt dies. Die ab dem 01.01.2019 gültige Gemeindeordnung 
NRW sähe für die Prüfung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberich-
tes keine Entlastung mehr vor. Der Rat habe den geprüften Gesamtabschluss 
lediglich durch Beschluss zu bestätigen. 
Zweck des Gesamtabschlusses soll die Schaffung eines Gesamtüberblicks über 
die Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde unter Be-
rücksichtigung der gemeindlichen Aufgabenerfüllung sein. Es werde hierbei eine 
„Fiktion der wirtschaftlichen Einheit“ unterstellt. Durch den Gesamtabschluss ent-
stünde weder eine neue eigenständige Rechtspersönlichkeit, noch habe der Ge-
samtabschluss Zahlungsbemessungsfunktion (z. B. für die Berechnung von Aus-
schüttungen oder Verlustabdeckungen) oder sei Grundlage für die Zwecke der 
Besteuerung. Der Gesamtabschluss diene ausschließlich der Information über 
die wirtschaftliche Gesamtlage. 
Trotzdem hätten die Ratsmitglieder nach alter Rechtslage die im entsprechenden 
Haushaltsjahr ausgeübte Geschäftstätigkeit des Bürgermeisters, bezogen auf die 
gemeindliche Verwaltung und die Betriebe der Gemeinde, zu würdigen. 
Sie sollen über die Entlastung entscheiden.  
Auf der anderen Seite stelle die GO NRW jedoch auch klar, dass die geprüften 
Jahresabschlüsse der in den Gesamtabschluss einbezogenen gemeindlichen 
Betriebe nicht 
noch einmal vollständig zu prüfen seien. Doppelprüfungen würden dadurch ver-
mieden. Dies setze jedoch voraus, dass die Prüfung der betrieblichen Einzelab-
schlüsse ordnungsgemäß 
erfolgt sei und das Prüfungsergebnis nicht zu einem einschränkenden Bestäti-
gungsvermerk geführt habe oder ein Bestätigungsvermerk nicht erteilt wurde. 
Den zu konsolidierenden Jahresabschlüssen des Jahres 2015 sei sämtlich ein 
uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt worden. Die Entlastung des Bür-
germeisters für das Haushaltsjahr 2015 sei ebenfalls erteilt worden. 
Die Entscheidung über die Entlastung beim Gesamtabschluss habe aus v. g. 
Gründen keinerlei rechtliche Auswirkungen. Der Gesetzgeber habe diesen Um-
stand im Rahmen des 2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz gewürdigt und die Ent-
lastung für den Gesamtabschluss nicht mehr vorgesehen. 
Der Vorsitzende lässt über den Antrag, gemäß Vorlage zu beschließen,  
abstimmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 



5 

Beschlussvorschlag 
 

1. Der Rat beschließt die gemäß § 1 des Gesetzes zur Beschleunigung der 
Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse eingeräumte und nunmehr 
ausgeweitete Verfahrenserleichterung wahrzunehmen und die Gesamtab-
schlüsse für die Jahre 2011 bis 2017 im beschleunigten Verfahren aufzu-
stellen. 

2. Der Rat hebt den Beschluss vom 06.11.2018 hinsichtlich Verweisung an 
den Rechnungsprüfungsausschuss zur Prüfung des Gesamtabschlusses 
2015 gem. § 116 Abs. 6 GO NRW auf. 

 
 
Stimmen dafür 10  Stimmen dagegen 0  Enthaltungen 0   
 

 
5. Mitteilungen und Anfragen 
  

Es liegen keine Mitteilungen und Anfragen vor. 
 
  

 
6. Einwohnerfragestunde 
  

Anfragen seitens der Einwohner liegen nicht vor. 
  

 
 
Der Vorsitzende schließt den öffentlichen Teil der Sitzung um 16.42 Uhr, nachdem keine 
weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen. 
 
 
 
 
46446 Emmerich am Rhein, den 11. März 2019 
 
 
 
Werner Spiegelhoff  
Vorsitzender 
 
 
 
Markus Gremann 
Schriftführer 
 


